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(Nicht veriffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

RICHTLINIE 92/85/EWG DES RATES

vom 19. Oktober 1992

iiber die Durchfithrung von Maffnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wéchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am
Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Rlchthme
89/391/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 118a,

auf Vorschlag der Kommission, erstellt nach Anhérung des
Beratenden Ausschusses fiir Sicherheit, Arbeitshygiene und -

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (1),
in Zusammenarbeit mit dem Europiischen Parlament (2),

nach Stellungnahme "des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Artikel 118a des Vertrages sieht vor, daf§ der Rat durch
Richtlinien Mindestvorschriften erlaflt, um die Verbesserung
insbesondere der Arbeitsumwelt zu fordern und so die
Sicherheit und die Gesundheit der ‘Arbeitnehmer zu schiit-
zen. :

Diese Richtlinie ermoglicht keine Einschrinkung des bereits
in den einzelnen Mitgliedstaaten erzielten Schutzes; die
Mitgliedstaaten haben sich gemif dem Vertrag verpflichtet,
die bestehenden Bedingungen in diesem Bereich zu verbes-
sern, und sich eine Harmonisierung bei gleichzeitigem Fort-
~ schritt zum Ziel gesetzt.

Gemif! dem Artikel 118a des Vertrages wird in diesen
Richtlinien auf verwaltungsmifige, finanzielle oder rechtli-
che Auflagen verzichtet, die der Griindung und Entwicklung
von Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen.

(1) ABI. Nr. C 281 vom 9. 11. 1990, S. 3, und ABI. Nr. C 25 vom’'

1.2.1991,8.9.

(2) ABL Nr.C 19vom 28.1.1991,S. 177,und ABL. Nr. C 150 vom
15. 6. 1992, S. 99.

(®) ABL. Nr. C 41 vom 18. 2. 1991, S. 29.

Gemif! dem Beschluff 74/325/EWG (#), zuletzt geindert
durch die Beitrittsakte von 1985, wird der Beratende Aus-
schuf fiir Sicherheit, Arbeitshygierie und Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz im Hinblick auf die Ausarbeitung von
Vorschligen auf diesem Gebiet von derr Kommission
gehort.

_ In der vom Europiischen Rat am 9. Dezember 1989 in

Strafburg verabschiedeten Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer heifSt es insbesondere in

. Absatz 19:

»Jeder Arbeitnehmer muf§ in seiner Arbeitsumwelt zufrie-
denstellende Bedingungen fiir Gesundheitsschutz und
Sicherheit vorfinden. Es sind geeignete Maffnahmen zu
ergreifen, um die Harmonisierung der auf diesem Gebiet
bestehenden Bedingungen auf dem Weg des Fortschritts
weiterzufithren.*

Die Kommission hat sich im Rahmen ihres Aktionspro-
gramms zur Anwendung der Gemeinschaftscharta der sozia-
len Grundrechte der Arbeitnehmer unter anderem den Erlaf§
einer Richtlinie iiber den Schutz von Schwangeren am
Arbeitsplatz durch den Rat zum Ziel gesetzt.

Gemifl Artikel 15 der Richtlinie 89/391/EWG des Rates
vom 12. Juni 1989 iiber die Durchfiihrung von Mafinahmen
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-
zes der Arbeitnehmer bei der Arbeit (*) miissen besonders
gefihrdete Risikogruppen gegen die speziell sie bedrohenden
Gefahren geschiitzt werden.

Da schwangere Arbeitnehmerinnen, Wéchnerinnen und
stillende Arbeitnehmerinnen in vielerlei Hinsicht als eine

(*) ABL Nr. L'185 vom 9. 7. 1974, S. 15.
(5) ABL Nr. L 183 vom 29. 6. 1989, S. 1.
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Gruppe mit besonderen Risiken betrachtet werden miissen,
sind Mafinahmen fiir ihre Sicherheit und ihren Gesundheits-
schutz zu treffen.

Der Schutz der Sicherheit und der Gesundheit von schwan-
geren Arbeitnehmerinnen, Wochnerinnen und stillenden
Arbeitnehmerinnen darf Frauen auf dem Arbeitsmarkt nicht
benachteiligen; er darf ferner nicht die Richtlinien zur
Gleichbehandlung von Minnern und Frauen beeintrichti-
gen.

Bei bestimmten Tiatigkeiten kann ein besonderes Risiko einer |

Exposition der schwangeren Arbeitnehmerin, der Wochne-
rin oder der stillenden Arbeitnehmerin gegeniiber gefihrli-
chen Agenzien, Verfahren oder Arbeitsbedingungen beste-
hen; diese Risiken miissen beurteilt und die Ergebnisse dieser
Beurteilung den Arbeitnehmerinnen und/oder ihren Vertre-
tern mitgeteilt werden.

Fiir den Fall, daf das Ergebnis dieser Beurteilung ein Risiko
fiir die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmerin
ergibt, ist eine Regelung zum Schutz der Arbeitnehmerin
vorzusehen.

Schwangere Arbeitnehmerinnen und stillende Arbeitnehme-

rinnen dirfen keine Tiatigkeiten ausiiben, bei denen die

Beurteilung ergeben hat, daff das Risiko einer die Sicherheit

oder Gesundheit gefihrdenden Exposition gegeniiber

bestimmten besonders gefahrlichen Agenzien oder Arbeits-
- bedingungen besteht.

Es sind Bestimmungen vorzusehen, nach denen schwangere
Arbeitnehmerinnen, Wéchnerinnen oder stillende Arbeit-
nehmerinnen nicht verpflichtet werden, Nachtarbeit zu
verrichten, wenn dies aus ‘Griinden ihrer Sicherheit und
Gesundheit erforderlich ist.

Die Empfindlichkeit der schwangeren Arbeitnehmerin, der
Waochnerin oder der stillenden Arbeitnehmerin machen einen
Anspruch auf Mutterschaftsurlaub von mindestens 14
Wochen ohne Unterbrechung erforderlich, die sich auf die
Zeit vor und/oder nach der Entbindung aufteilen; ferner
muf8 ein Mutterschaftsurlaub von mindestens zwei Wochen
obligatorisch gemacht werden, der auf die Zeit vor und/oder
nach der Entbindung aufzuteilen ist. '

Die Gefahr, aus Griinden entlassen zu werden, die mit ihrem
Zustand in Verbindung stehen, kann sich schidlich auf die
physische und psychische Verfassung von schwangeren
Arbeitnehmerinnen, Wéchnerinnen oder stillenden Arbeit-
nehmerinnen auswirken; daher ist es erforderlich, ihre
Kiindigung zu verbieten.

Die arbeitsorganisatorischen Mafinahmen zum Schutz der
Gesundheit der schwangeren Arbeitnehmerinnen, der Woch-
nerinnen oder der stillenden Arbeitnehmerinnen hitten keine
praktische Wirksamkeit, wenn nicht gleichzeitig die mit dem
Arbeitsvertrag verbundenen Rechte, einschliefSlich der Fort-
zahlung eines Arbeitsentgelts und/oder des Anspruchs auf
eine angemessene Sozialleistung, gewihrleistet wiren.

Desgleichen hitten die Bestimmungen iiber den Mutter-
schaftsurlaub keine praktische Wirksamkeit, wenn nicht
gleichzeitig die mit dem Arbeitsvertrag verbundenen Rechte

und die Fortzahlung eines Arbeitsentgelts und/oder der

" Anspruch auf eine angemessene Sozialleistung gewihrleistet

waren.

Der Begriff der angemessenen Sozialleistung beim Mutter-
schaftsurlaub ist als ein technischer Bezugspunkt zur Festle-
gung des Mindestschutzstandards anzusehen; er darf keines-
falls als eine Gleichstellung von Schwangerschaft und Krank-
heit ausgelegt werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT I

ZIEL UND DEFINITIONEN

Artikel 1
Ziel

(1)  Ziel dieser Richtlinie, die die zehnte Einzelrichtlinie
im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/
EWG darstellt, ist die Durchfithrung von Mafinahmen zur
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes
von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wéchnerinnen und
stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz.

(2)  Die Bestimmungen der Richtlinie 89/391/EWG mit
Ausnahme von Artikel 2 Absatz 2 gelten unbeschadet stren-
gerer und/oder spezifischer Bestimmungen dieser Richtlinie
uneingeschriankt fiir den gesamten Bereich im Sinne von
Absatz 1.

(3)  Aus dieser Richtlinie 1488t sich bei ihrer Umsetzung
keine Rechtfertigung fiir einen Abbau des der schwangeren_
Arbeitnehmerin, der Wéchnerin oder der stillenden Arbeit-
nehmerin gewihrten Schutzes im Vergleich mit der Lage
ableiten, die in den einzelnen Mitgliedstaaten zum Zeitpunke
des Erlasses dieser Richtlinie besteht.

Artikel 2
Definitionen

Im Sinne dieser Richtlinie gilt als

a) ,schwangere Arbeitnehmerin® jede schwangere Arbeit-
nehmerin, die den Arbeitgeber gemaf den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten von
ihrer Schwangerschaft unterrichtet;

b) ,,Wochnerin® jede Arbeitnehmerin kurz nach einer Ent-
bindung im Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten und/oder Gepflogenheiten, .die den Arbeitgeber
gemif diesen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogen-
heiten von ihrer Entbindung unterrichtet;

c) ,stillende Arbeitnebmerin“jede stillende Arbeitnehmerin
im Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/
oder Gepflogenheiten, die den Arbeitgeber gemif diesen
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten dariiber
unterrichtet, dafg sie stillt. '
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ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 3
Leitlinien

(1) Die Kommission erstellt im Benehmen mit den Mit-
gliedstaaten und mit Unterstiitzung des Beraténden Aus-
schusses fiir Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz Leitlinien fiir die Beurteilung der
chemischen, physikalischen und biologischen Agenzien
sowie der industriellen Verfahren, die als Gefahrenquelle fiir
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmerinnen im Sinne
des Artikels 2 gelten.

Die in Unterabsatz 1 genannten Leitlinien erstrecken sich
auch auf die Bewegungen und Kérperhaltungen, die geistige
und korperliche Ermiidung und die sonstigen, mit der
Titigkeit der Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2
verbundenen kérperlichen und geistigen Belastungen.

(2) Diein Absatz 1 genannten Leitlinien sollen als Leitfa-
den fiir die in Artikel 4 Absatz 1 vorgesehene Beurteilung
dienen. :

Zu diesem Zweck bringen die Mitgliedstaaten diese Leitli-
nien den Arbeitgebern und den Arbeitnehmerinnen und/
oder ihren Vertretern in dem betreffenden Mitgliedstaat zur
~ Kenntnis.

Artikel 4
Beurteilung und Unterrichtung

(1)  Fiir jede Tatigkeit, bei der ein besonderes Risiko einer
Exposition gegeniiber den in der nicht erschépfenden Liste in
Anhang I genannten Agenzien, Verfahren und Arbeitsbedin-
gungen besteht, sind in dem betreffenden Unternehmen
und/oder Betrieb vom Arbeitgeber selbst oder durch die in
Artikel 7 der Richtlinie 89/391/EWG genannten Dienste
fir die Gefahrenverhiitung Art, Ausmaff und Dauer der
~ Exposition der Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 zu
beurteilen, damit

— alle Risiken fiir Sicherheit und Gesundheit sowie alle .
Auswirkungen auf Schwangerschaft oder Stillzeit der

Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 abgeschitzt
und i

— die zu ergreifenden Maffnahmen bestimmt werden kon-
nen. '

(2)  Unbeschadet des Artikels 10 der Richtlinie 89/391/
EWG werden in dem betreffenden Unternehmen und/oder
Betrieb die Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 sowie
diejenigen ' Arbeitnehmerinnen, die sich in einer der in
Artikel 2 genannten Situationen befinden kénnten, und/
oder ihre Vertreter iiber die Ergebnisse der Beurteilung nach
Absatz 1 und iiber die in bezug auf Sicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz zu’ ergreifenden Mafinahmen
unterrichtet.

Artikel §
Konsequenzen aus der Beurteilung

(1)  Ergibt die Beurteilung nach Artikel 4 Absatz 1 das
Vorhandensein einer Gefihrdung fiir Sicherheit oder
Gesundheit sowie eine mégliche Auswirkung auf Schwanger-
schaft oder Stillzeit einer Arbeitnehmerin im Sinne des
Artikels 2, so trifft der Arbeitgeber unbeschadet des Arti-
kels 6.der Richtlinie 89/391/EWG die erforderlichen Maf3-
nahmen, um durch eine einstweilige Umgestaltung der
Arbeitsbedingungen und/oder der Arbeitszeiten der betref-
fenden Arbeitnehmerin auszuschliefen, daf8 die Arbeitneh-
merin dieser Gefahrdung ausgesetzt ist.

(2)  Ist die Umgestaltung der Arbeitsbedingungen und/
oder der Arbeitszeiten technisch und/oder sachlich nicht
moglich oder aus gebiihrend nachgewiesenen Griinden nicht
zumutbar, so trifft der Arbeitgeber die erforderlichen Maf-
nahmen fiir einen Arbeitsplatzwechsel der betreffenden
Arbeitnehmerin. ’

(3)  Ist der Arbeitsplatzwechsel technisch und/oder sach-

" lich nicht méglich odeér aus gebithrend nachgewiesenen

Griinden nicht zumutbar, so wird die betreffende Arbeitneh-
merin wihrend des gesamten zum Schutz ihrer Sicherheit und
Gesundheit erforderlichen Zeitraums entsprechend den ein-
zelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten
beurlaubt. ’

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten sinngemif§
fiir den Fall, dafd eine Arbeitnehmerin, die eine nach Artikel 6
verbotene Titigkeit ausiibt, schwanger wird oder stillt und
ihren Arbeitgeber davon unterrichtet.

Artikel 6
Verbot der Exposition

Neben den allgemeinen Vorschriften zum Schutz der Arbeit-
nehmer und insbesondere den Vorschriften iiber die Grenz-
werte berufsbedingter Expositionen gilt folgendes:

1. Schwangere Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2
Buchstabe a) diirfen in keinem Fall zu Tétigkeiten ver-
pflichtet werden, bei denen die Beurteilung ergeben hat,
dafl das Risiko einer die Sicherheit oder Gesundheit
gefihrdenden Exposition gegeniiber den in Anhang Il
Abschnitt A aufgefiihrten Agenzien und Arbeitsbedin-
gungen besteht.

2. Stillende Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2
Buchstabe c) diirfen in keinem Fall zu Titigkeiten ver-
pflichtet werden, bei denen die Beurteilung ergeben hat,
daf$- das Risiko einer die. Sicherheit oder Gesundheit
gefihrdenden Exposition gegeniiber den in Anhang II
Abschnitt B aufgefiihrten Agenzien und Arbeitsbedin-
gungen besteht. ,

Artikel 7.
Nachtarbeit

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mafi-
nahmen, damit Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2
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wihrend ihrer Schwangerschaft und wihrend eines von der
fir die Sicherheit und den Gesundheitsschutz zustindigen
einzelstaatlichen Behorde festzulegenden Zeitraums nach der
Entbindung nicht zu Nachtarbeit verpflichtet werden, vor-
behaltlich eines nach den von den Mitgliedstaaten zu bestim-
menden Einzelheiten vorzulegenden irztlichen Attestes, in
dem die entsprechende Notwendigkeit im Hinblick auf die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmerin
bestatigt wird.

(2)  Diein Absatz 1 genannten Maffnahmen miissen ent-
sprechénd den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/
oder Gepflogenheiten folgendes erméglichen:

a) die Umsetzung an einen Arbeitsplatz mit Tagarbeit
oder

-

b) die Beurlaubung oder die Verlingerung des Mutter-
schaftsurlaubs, sofern eine solche Umsetzung technisch
oder sachlich nicht méglich oder aus gebiihrend nachge-
wiesenen Griinden nicht zumutbar ist.

Artikel 8
Mutterschaftsurlaub

(1)  Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen MafS-
nahmen, um sicherzustellen, daff den Arbeitnehmerinnen im
Sinne des Artikels 2 ein Mutterschaftsurlaub von mindestens
14 Wochen ohne Unterbrechung gewihrt wird, die sich
entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/
oder Gepflogenheiten auf die Zeit vor und/oder nach der
Entbindung aufteilen. :

(2)  Der Mutterschaftsurlaub gemif} Absatz 1 mufi einen

obligatorischen Mutterschaftsurlaub von mindestens zwei

Wochen umfassen, die sich entsprechend den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten auf die
Zeit vor und/oder nach der Entbindung aufteilen.

Artikel 9
Freistellung von der Arbeit fiir Vorsorgeuntersuchungen

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maffnahmen,
damit schwangeren Arbeitnehmerinnen im Sinne des Arti-
kels 2 Buchstabe a) entsprechend den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten eine Freistel-
lung von der Arbeit gewihrt wird, die es ihnen erlaubt, die
Vorsorgeuntersuchungen wihrend der Schwangerschaft
ohne Lohn- bzw. Gehaltseinbuffen wahrzunehmen, wenn
diese Untersuchungen wihrend der Arbeitszeit stattfinden
miissen.

g ) Artikel 10
Verbot der Kiindigung

Um den Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 die
Ausiibung der in diesem Artikel anerkannten Rechte in bezug
auf ihre Sicherheit und ihren Gesundheitsschutz zu gewahr-
leisten, wird folgendes vorgesehen:

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mafinah-
men, um die Kiindigung der Arbeitnehmerinnen im Sinne
des Artikels 2 wihrend der Zeit vom Beginn der Schwan-
gerschaft bis zum Ende des Mutterschaftsurlaubs nach
Artikel 8 Absatz 1 zu verbieten; davon ausgenommen
sind ‘die nicht mit ihrem Zustand in Zusammenhang
stehenden Ausnahmefille, die entsprechend den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenhei-
ten zulissig sind, wobei gegebenenfalls die zustindige
Behérde ihre Zustimmung erteilen muf.

2. Wird einer Arbeitnehmerin im Sinne des Artikels 2
wihrend der in Nummer 1 genannten Zeit gekiindigt, so
mufl der Arbeitgeber schriftlich berechtigte Kiindigungs-
grinde anfiihren.

3. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mafinah-
men, um Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 vor
den Folgen einer nach Nummer 1 widerrechtlichen Kiin-
digung zu schiitzen.

Artikel 11

Mit dem Arbeitsvertrag verbundene Rechte

Um den Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 die
Ausiibung der in diesem Artikel anerkannten Rechte in bezug
auf ihre Sicherheit und ihren Gesundheitsschutz zu gewihr-
leisten, wird folgendes vorgesehen: '

- 1. In den in den. Artikeln 5, 6 und 7 genannten Fillen

miissen die mit dem Arbeitsvertrag verbundenen Rechte
der Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2, ein-
schliefllich der Fortzahlung eines Arbeitsentgelts und/
oder des Anspruchs auf eine angemessene Sozialleistung,
entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
und/oder Gepflogenheiten gewihrleistet sein.

2. Indem in Artikel 8 genannten Fall miissen gewihrleistet
sein:

a) die mit dem Arbeitsvertrag der Arbeitnehmerinnen
im Sinne des Artikels 2 verbundenen anderen Rechte’
als die unter dem nachstehenden Buchstaben b)
genannten; ~ '

b) die Fortzahlung eines Arbeitséntgelts und/oder der
Anspruch auf eine angemessene Sozialleistung fiir die
Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2.

3. Die Sozialleistung nach Nummer 2 Buchstabe b) gilt als
angemessen, wenn sie mindestens den Beziigen ent-
spricht, die die betreffende Arbeitnehmerin im Falle einer
Unterbrechung ihrer Erwerbstitigkeit aus gesundheitli-
chen Griinden erhalten wiirde, wobei es gegebenenfalls
eine von den einzelstaatlichen Gesetzgebern festgelegte
Obergrenze gibt,

4. Es steht den Mitgliedstaaten frei, den Anspruch auf die
Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder die in Nummer 1
und Niammer 2 Buchstabe b) genannte Sozialleistung
davon abhingig zu machen, daf die betreffende Arbeit-
nehmerin die in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
vorgeschenen Bedingungen fiir das Entstehen eines
Anspruchs auf diese Leistungen erfiillt.
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‘Nach diesen Bedingungen darf keinesfalls vorgesehen
sein, dal dem voraussichtlichen Zeitpunkt der Entbin-
dung eine Erwerbstitigkeit von mehr als zwé6lf Monaten
unmittelbar vorangegangen sein mufS.

Artikel 12
Rechtsschutz N

Die Mitgliedstaaten erlassen die innerstaatlichen Vorschrif-
ten, die notwendig sind, damit jede Arbeitnehmerin, die sich
durch die Nichterfilllung der Verpflichtungen aus dieser
Richtlinie fiir beschwert halt, ihre Rechte gerichtlich und/
oder entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
und/oder Gebriuchen durch Befassung anderer zustindiger
Stellen geltend machen kann.

Artikel 13
Anpassung der Anhiinge
(1) Rein technische Anpassungen des AnhangsI zur

Beriicksichtigung des technischen Fortschritts, der Entwick-
lung der internationalen Vorschriften oder Spezifikationen

und des Wissensstandes auf dem Gebiet, auf das diese .

Richtlinie Anwendung findet, werden nach dem Verfahren
des Artikels 17 der Richtlinie 89/391/EWG vorgenom-
men.

(2) AnhangII kann nur nach dem Verfahren des Arti-
kels 118a des Vertrages geindert werden.

Artikel 14
* Schlufbestimmungen

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie
spitestens zwei Jahre nach ihrem Erlaff nachzukommen,
bzw. vergewissern sich, daf die Sozialpartner bis spitestens
zwei Jahre nach dem Erlaf dieser Richtlinie die notwendigen
Vorschriften durch Vereinbarungen einfithren, wobei die
Mitgliedstaaten die notwendigen Vorkehrungen zu treffen
haben, um jederzeit in der Lage zu sein, die dieser Richtlinie
entsprechenden Ergebnisse zu gewihrleisten. Sie setzen die
Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach
Absatz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder

durch einen Hinweis bei der amtlichen Veréffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Ein-
zelheiten der Bezugnahme. '

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort-
laut der wesentlichen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften

.mit, die auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet

bereits erlassen worden sind oder von ihnen erlassen wer-
den.

(4) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle
funf Jahre Bericht iiber die praktische Durchfithrung der
Bestimmungen dieser Richtlinie und geben dabei die Stand-
punkte der Sozialpartner an.

Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission jedoch erst-
malig vier Jahre nach der Annahme dieser Richtlinie Bericht
iiber deren praktische Durchfiihrung; dabei erwihnen sie die
Standpunkte der Sozialpartner.

Die Kommission unterrichtet das Europiische Parlament,
den Rat, den Wirtschafts- und Sozialausschuff und den
Beratenden Ausschufl fiir Sicherheit, Arbeitshygiene und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz dariiber.

'(5) Die Kommission legt dem Européischen Parlament,

dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuf regelmi-
Rig einen Bericht iiber die Anwendung dieser Richtlinie unter
Beriicksichtigung der Absitze 1, 2 und 3 vor.

(6) Der Rat iiberpriift diese Richtlinie aufgrund einer
Bewertung im Anschluff an die Berichte nach Absatz 4
Unterabsatz 2 und gegebenenfalls eines spitestens fiinf Jahre
nach ihrer Annahme vorzulegenden Vorschlags der Kommis-
sion.

Artikel 15
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Luxemburg am 19. Oktober 1992.

Im Namen des Rates

Der Prdsident
D. CURRY
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ANHANG 1
NICHT ERSCHOPFENDE LISTE DER AGENZIEN, VERFAHREN UND ARBEITSBEDINGUNGEN
.NACH ARTIKEL 4 ABSATZ 1
A. Agenzien

1. Physikalische Agenzien, sofern sie als Agenzien gelten, die zu Schidigungen des Fotus fiithren und/ oder
eine Losung der Plazenta verursachen kénnen, insbesondere

a) Stéﬁe, Erschiitterungen oder Bewegungen;

.b) .Bewegen schwerer Lasten von Hand, gefahrentrichtig insbesondere fiir den Rucken— und Lenden-
, wirbelbereich; ] -

c) Larm;

d) ionisierende Strahlungen (*);
e) nicht ionisierende Strahlungen;
f) ‘extreme kélte und Hitze;

'g) Bewegungen und Kérperhaltungen, sowohl innerhalb als auch auRerhalb des Betriebs, geistige und
.korperliche Ermiidung und sonstige mit der Titigkeit der Arbeitnehmerin im Sinne des Artikels 2
verbundene korperliche Belastungen.

2. Biologische Agenzien

Biologische Agenzien der Risikogruppen 2 bis 4 im Sinne des Artikels 2 Buchstabe d) der Richtlinie 90/
679/EWG (1), soweit bekannt ist, daf} diese Agenzien oder die im Fall einer durch sie hervorgerufenen
Schidigung anzuwendenden therapeutischen Mafinahmen die Gesundheit der schwangeren Arbeitneh-
merin und des ungeborenen Kindes gefihrden und soweit sie noch nicht in Anhang II aufgenommen
sind.

3. “Chemische Agenzien

Folgende chemische Agenzien, soweit bekannt ist, daf§ sie die Gesundheit der schwangeren Arbeitneh-
merin und des ungeborenen Kindes gefihrden und soweit sie noch nicht in Anhang II aufgenommen
sind:

a) nach der Richtlinie 67/548/EWG (2) als R 40, R 45, R 46 und R 47 gekennzeichnete Stoffe, sofern

sie noch nicht in Anhang Il aufgenommen sind;
b) die in Anhang I der Richtlinie 90/394/EWG (3) aufgefiihrten chemischen Agenzien;

" ¢) Quecksilber und Quecksilberderivate;

&

Mitosehemmstoffe;

Kohlenmonofcid;

0

-
= s~

gefihrliche chemische Agenzien, die nachweislich in die Haut eindringen.

.

B. Verfahren

— Die in Anhang I der Richtlinie 90/394/EWG aufgefiihrten industriellen Verfahren.

C. Arbeitsbedingungen

— Bergbauarbeiten unter Tage.

*) Siehe Richtlinie 80/836/Euratom (ABIl. Nr. L 246 vom 17, 9. 1980, S. 1).

1} ABL Nr. L 374 vom 31. 12. 1990, S. 1.

2) ABIL Nr. L 196 vom 16. 8. 1967, S. 1; Richtlinie zuletzt geandert durch die Richtlinie 90/517/EWG (ABI. Nr. L. 287 vom
©19.10. 1990, S. 37).

(3) ABL Nr. L 196 vom 26. 7. 1990, S. 1.
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ANHANG II

NICHT ERSCHOPFENDE LISTE DER AGENZIEN UND ARBEITSBEDINGUNGEN

NACH ARTIKEL 6

A. Schwangere Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a)

1. Agenzien
a) Physikalische Agenzien
— Arbeit bei ﬁberdruck; z. B. in Druckkammern, beim Tauchen.
b) Biologische Agenzieh
Folgende biologische Agenzien:
— Toxoplasma,
— Raételvirus,

aufler in Fillen, in denen nachgewiesen wird; dafl die Arbeitnehmerin durch Immunisierung
ausreichend gegen diese Agenzien geschiitzt ist. :

c¢) Chemische Agenzien

— Blei und Bleiderivate, soweit die Gefahr besteht, dafl diese Agenzien vom menschlichen
Organismus absorbiert werden.

2. Arbeitsbedingungen

— Bergbauarbeiten unter Tage.

B. Stillendc Arbeitnehmerinnen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe c)

1. Agenzien
a) Chemische Agenzien

" — Blei und Bleiderivate, soweit die Gefahr besteht, daf diese Agenzien vom menschlichen
Organismus absorbiert werden.

2. Arbeitsbedingungen

— Bergbauarbeiten unter Tage.
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Erklirung des Rates und der Kommission zu Artikel 11 Nummer 3 der Richtlinie 92/85/EWG zur
Aufnahme in das Protokoll der 1 608. Tagung des Rates (Luxemburg, den 19. Oktober 1992)

DER RAT UND DIE KOMMISSION erkliren:

»Bei der Festlegung der Hohe der Leistungen nach Artikel 11 Nummer 2 Buchstabe b) und
Nummer 3 wird lediglich aus technischen Griinden auf die Leistungen Bezug genommen, die die
Arbeitnehmerin im Falle einer Unterbrechung ihrer Erwerbstitigkeit aus gesundheitlichen
Griinden erhalten wiirde. Diese Bezugnahme bedeutet keineswegs die Gleichstellung von
Schwangerschaft und Geburt mit Krankheit. Die nationalen Sozialversicherungsvorschriften aller
Mitgliedstaaten sehen vor, daff wihrend einer krankheitsbedingten Abwesenheit vom Arbeitsplatz
eine Leistung gezahlt wird. Die in der gewihlten Formulierung hergestellte Verbindung mit diesen
Leistungen soll lediglich dazu dienen, einen konkreten, festen Bezugsbetrag in allen Mitgliedstaa-
ten fiir die Festlegung des Mindestbetrags der zu zahlenden Mutterschaftsleistung vorzusehen.
Werden in einzelnen Mitgliedstaaten héhere Leistungen gezahlt als in der Richtlinie vorgesehen, so
werden diese Leistungen selbstverstindlich beibehalten. Dies geht aus Artikel 1 Absatz 3 der
Richtlinie deutlich hervor.“ ‘
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RICHTLINIE 92/91/EWG DES RATES

vom 3. November 1992

iiber Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Arbeitnehmer in den Betrieben, in denen durch Bohrungen Mineralien gewonnien werden (elfte
Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 118a,

auf Vorschlag der Kommission (1), erstellt nach Anhérung
des Stiandigen Ausschusses fiir die Betriebssicherheit und den
Gesundheitsschutz im Steinkohlenbergbau und in den ande-
ren mineralgewinnenden Betrieben,

in Zusammenarbeit mit dem Europiischen Parlament (2), -

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Artikel 118a des Vertrages sieht vor, dafl der' Rat durch
Richtlinien Mindestvorschriften festlegt, die die Verbesse-
rung insbesondere der Arbeitsumwelt férdern, um die Sicher-
heit und die Gesundheit der Arbéitnehmer verstirke zu
schiitzen.

Nach demselben Artikel sollen diese Richtlinien keine ver-
waltungsmifigen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen
vorschreiben, die der Griindung und Entwicklung von Klein-
und Mittelbetrieben entgegenstehen.

Die Verbesserung der Sicherheit, der Arbeitshygiene und des

- Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit ist ein

* Ziel, das nicht rein wirtschaftlichen Uberlegungen unterge-
ordnet werden darf.

In der Richtlinie 89/654/EWG des Rates vom 30. Novem-
ber 1989 iiber Mindestvorschriften fiir Sicherheit und
Gesundheitsschutz in Arbeitsstitten (Erste Einzelrichtlinie
im Sinne dés Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/
EWG) (*) werden die mineralgewinnenden Betriebe ausge-
nommen.

Die Einhaltung von Mindestvorschriften zur Verbesserung
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes in den Betrieben,
in denen durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden, ist
eine unabdingbare Voraussetzung fiir die Gewihrleistung
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitneh-
mer.

Bei den Betrieben, in denen durch Bohrungen Mineralien
gewonnen werden, handelt es sich um Titigkeitsbereiche, in

(1) ABl. Nr. C32vom 7. 2. 1991,5.7.

(2) ABL Nr. C 280 vom 28. 10. 1991, S. 79, ABl. Nr. C 241 vom
21. 9. 1992, S. 88.

(3) ABL Nr. C191 vom 22. 7. 1991, S. 34.

() ABL. Nr. L 393 vom 30. 12. 1989, S. 1.

denen die Arbeitnehmer iiberdurchschnittlich hohen Risiken
ausgesetzt sein konnen.

Die vorliegende Richtlinie ist eine Einzelrichtlinie im Sinne
von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG des
Rates vom 12. Juni 1989 iber die Durchfiihrung von
Mafinahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit (5).
Die Bestimmungen der genannten Richtlinie finden daher
unbeschadet strengerer und/oder spezifischer Bestimmun-
gen der vorliegenden Richtlinie im Bereich der Betriebe, in
denen durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden, in
vollem Umfang Anwendung.

. Die vorliegende Richtlinie stellt einen konkreten Beitrag zur

Ausgestaltung der sozialen Dimension des Binnenmarktes
dar — ‘ :

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT I

. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Ziel

(1)  Diese Richtlinie ist die elfte Einzelrichtlinie im Sinne
des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG; sie
legt Mindestvorschriften in bezug auf Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmer in den Betrieben, in denen
durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden, nach Arti-
kel 2 Buchstabe a) fest.

(2) Die Richtlinie 89/391/EWG findet unbeschadet
strengerer und/oder spezifischer Bestimmungen der vorlie-
genden Richtlinie auf den gesamten in Absatz 1 genannten
Bereich in vollem Umfang Anwendung.

Artikel 2
Definitionen

Im Sinne dieser Richtlinie sind:

a) ,Betriebe, in denen durch Bobrungen Mineralien ge-
wonnen werden®: alle Betriebe, deren Titigkeit

— das eigentliche Gewinnen von Mineralien durch
Bohrungen und/oder

(%) ABL Nr. L 183 vom 29. 6. 1989, S. 1.
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— das Aufsuchen zum Zwecke einer spateren Gewin-
nung und/oder

— die Aufbereitung des Forderguts fiir den Verkauf mit
Ausnahme der Titigkeiten zur Welterverarbeltung
dlescs Forderguts

ist;

b) ,Arbeitsstitten™: alle Ortlichkeiten, die zur Einrichtung
von Arbeitsplitzen vorgesehen sind und die Haupt- und
Nebenbetriebe sowie Anlagen der Betriebe, in denen
durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden, umfas-

"sen — einschlieflich vorhandener Unterkiinfte —, zu

denen die Arbeitnehmer im Rahmen ihrer Arbeit Zugang
haben.

ABSCHNITT 11
PFLICHTEN DES ARBEITGEBERS

Artikel 3
Allgemeine Verpflichtungen

(1)  Zur Gewibhrleistung der Sicherheit und zum Schutz
der Gesundheit der Arbeitnehmer trifft der Arbeitgeber die
erforderlichen Maffnahmen, damit

a) die Arbeitsstitten so konzipiert, errichtet, in Betrieb
genommen, ausgestattet, betrieben und unterhalten wer-
den, daf8 die Arbeitnehmer die ihnen iibertragenen
Arbeiten ohne Gefihrdung weder ihrer Sicherheit und
ihrer Gesundheit noch. der Sicherheit und Gesundheit
anderer Arbeitnehmer ausfithren kénnen;

b) der Betrieb von mit Arbeitnehmern belegten Arbeitsstit-
ten der Uberwachung durch eine verantwortliche Person
unterliegt;

¢) die mit einem besonderen Risiko verbundenen Arbeiten

nur fachkundigen Arbeitnehmern iibertragen und ent- -

sprechend den Anweisungen ausgefithrt werden;

d) alle Sicherheitsanweisungen fiir alle Arbeitnehmer ver-
standlich sind;

e) angemessene Einrichtungen zur Leistung von Erster
Hilfe bereitstehen; v

f) die erforderlichen Sicherheitsiibungen in fegelméiﬁigen
Zeitabstanden durchgefiihrt werden.

(2) . Der Arbeitgeber vergewissert sich, daf§ ein Dokument

iiber Sicherheit und Gesundheitsschutz (nachstehend ,,Si-
cherheits- und Gesundheitsschutzdokument“ genannt), das
die einschligigen Anforderungen nach den Artikeln 6, 9 und
10 der Richtlinie 89/391/EWG erfiillt, erstellt und auf dem

letzten Stand gehalten wird.

Aus dem Sicherheits- und Gesundheltsschutzdokument mufd
insbesondere hervorgehen, -

— daf die Gefahrdungen, denen die Arbeitnehmer an den
Arbeitsstitten ausgesetzt sind, ermittelt und einer Bewer=
tung unterzogen worden sind;

— daf8 angemessene Mafinahmen getroffen werden, um die
~ Ziele dieser Richtlinie zu erreichen;

— daf die Arbeitsstitten und die Ausriistung sicher gestal-
tet, betrieben und gewartet sind.

Das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument muf vor
Aufnahme der Arbeit erstellt und tiberarbeitet werden, wenn
an den ‘Arbeitsstitten wichtige Anderungen, Erweiterungen
oder Umgestaltungen vorgenommen werden.

(3)  Sind Arbeitnehmer mehrerer Betriebe an derselben
Arbeitsstitte titig, so ist jeder Arbeitgeber fiir die Bereiche,
die seiner Kontrolle unterstehen, verantwortlich.

Der Arbeitgeber, der nach den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und/oder Praktiken die Verantwortung fiir die
Arbeitsstitte hat, koordiniert die Durchfiihrung aller die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer
betreffenden Mafinahmen und macht in seinem Sicherheits-
und Gesundheitsschutzdokument genauere Angaben iiber
das Ziel, die Mafinahmen und die Modalitiaten der Durch-
fithrung dieser Koordinierung.

Die Koordinierung beriihrt nicht die Verantwortlichkeit der
einzelnen Arbeitgeber nach der Richtlinie 89/391/EWG.

(4) Der Arbeitgeber hat toédliche und/oder schwere
Betriebsunfille und gefihrliche Vorkommnisse den zustin-
digen Behorden unverziiglich zu melden.

Falls erforderlich, hat der Arbeitgeber das Sicherheits- und
Gesundheitsschutzdokument durch Angabe der zur Vermei-
dung von Wiederholungsfillen getroffenen Mafinahmen auf
den letzten Stand zu bringen.

Artikel 4

Brand- und Explosionsschutzmafnahmen sowie Schutz vor
gesundheitsgefahrdender Atmosphire

Der Arbeitgeber hat die der Art des Betriebes entsprechenden
Maflnahmen zu treffen,

— um die Entstehung und Ausbreitung von Brinden und
Explosxonen zu verhmdern zu erkennen und zu bekamp-
fen sowie

— das Auftreten einer explosionsféihigeh und/oder gesund-
heitsgefidhrdenden Atmosphire zu verhindern. ’
Artikel §
Flucht- und Rettungsmittel

Der Arbeitgeber hat fiir die Bereitstellung und Wartung
geeigneter Flucht- und Rettungsmittel zu sorgen, um zu
gewihrleisten, dal die Arbeitnehmer die Arbeitsstatten bei
Gefahr sicher verlassen kénnen.

Artikel 6

Kommunikations-, Warn- und Alarmsysteme

Der Arbeitgeber hat dafiir zu sorgen, daf die erfordetlichen
Alarm- und sonstigen Kommunikationssysteme vorhanden
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sind, um im Bedarfsfall unverziiglich Hilfs-, Evakuierungs-
und Rettungsmafinahmen einzuleitén.

Artikel 7
Unterrichtung der Arbeitnehmer

(1)  Unbeschadet des Artikels 10 der Richtlinie 89/391/
EWG werden die Arbeitnehmer und/ oder ihre Vertreter von
allen MafSnahmen unterrichtet, die zum Schutz von Sicher-
heit und Gesundheit an der Arbeitsstitte, insbesondere in
Anwendung der Artikel 3 bis 6, getroffen werden miissen.

(2) Die Informationen miissen fiir die betreffenden
Arbeitnehmer verstindlich sein.

Artikel 8
Priventivmedizinische Uberwachung

(1) Um zu gewihrleisten, daf die Gesundheit der Arbeit-
nehmer in Abhingigkeit von den Sicherheits- und Gesund-
heitsrisiken am Arbeitsplatz in geeigneter Weise iiberwacht
wird, werden im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und/oder Praktiken Maffnahmen getroffen.

(2) - Die in Absatz 1 genannten Maffnahmen sind so
konzipiert, daf8 jeder Arbeitnehmer ein Recht auf eine
~ priventivmedizinische Uberwachung hat bzw. sich ihr unter-
ziehen muf3, bevor ihm Aufgaben im Zusammenhang mit den
- in Artikel 2 genannten Tatigkeiten {ibertragen werden, und
diese Uberwachung in der Folge in regelmifligen Abstinden
vorgenommen wird.

(3) Die praventivmedizinische Uberwachung kann Teil
der staatlichen Gesundheitsfiirsorge sein.

Artikel 9
Anhérung und Beteiligung der Arbeitnehmer

Die Arbeitnehmer und/oder deren Vertreter werden nach
Artikel 11 der Richtlinie 89/391/EWG zu allen in der
vorliegenden Richtlinie behandelten Fragen gehort und
daran beteiligt. .

Artikel 10

Mindestvorschriften fiir Sichérheit und Gesundheitsschutz

(1)  Arbeitsstitten, die zum ersten Mal nach dem in
Artikel 12°Absatz 1 genannten Zeitpunkt genutzt werden, zu
dem die Mitgliedstaaten dieser Richtlinie spatestens nachzu-
kommen haben, miissen den im Anhang aufgefiithrten Min-
destvorschriften fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz ent-
sprechen. -

(2)  Arbeitsstitten, die bereits vor dem in Artikel 12
Absatz 1 genannten Zeitpunkt genutzt wurden, zu dem die
Mitgliedstaaten dieser Richtlinie spatestens nachzukommen
haben, miissen moglichst bald, spitestens jedoch fiinf Jahre
nach diesem Zeitpunkt, die im Anhang aufgefithrten Min-

. destvorschriften fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz erfiil-

len. .

(3) Werden an Arbeitsstitten nach dem in Artikel 12
Absatz 1 genannten Zeitpunkt, zu dem die Mitgliedstaaten
dieser Richtlinie spitestens nachzukommen haben, Ande-
rungen, Erweiterungen und/oder Umgestaltungen vorge-
nommen, so hat der Arbeitgeber die erforderlichen Mafnah-
men zu treffen, damit diese Anderungen, Erweiterungen
und/oder Umgestaltungen mit den entsprechenden Mindest-
vorschriften des Anhangs libereinstimmen.

ABSCHNITT III

SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 11
Anpassung der Anhinge

Rein technische Anpassungen der Anhinge, die

— durch die Verabschiedung von Richtlinien zur techni-
schen Harmonisierung und Normung betreffend die
Betriebe, in denen durch Bohrungen Mineralien gewon-
nen werden,

und/oder

— durch den technischen Fortschritt, die Entwicklung der
internationalen Regelwerke oder Spezifikationen oder
des Wissenstandes betreffend die Betriebe, in denen
durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden,

bedingt sind, werden nach dem Verfahren des Artikels 17 der
Richtlinie 89/391/EWG vorgenommen.

Artikel 12
Schluffbestimmungen

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie
spatestens 24 Monate nach ihrer Annahme nachzukommen.
Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kennt-
nis.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Verbffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme. ’

(3)_ Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort-
laut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet bereits erlassen
haben oder erlassen. :
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" (4) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission alle
fiinf Jahre Bericht iiber die praktische Anwendung der
Bestimmungen dieser Richtlinie und geben dabei die Stand-
punkte der Sozialpartner an.

Die Kommission unterrichtet hiervon das Europdische Par-
lament, den Rat, den Wirtschafts- und Sozialausschufi, den
Stindigen Ausschufl fiir die Betriebssicherheit und den
Gesundheitsschutz im Steinkohlenbergbau und in den ande-
- ren mineralgewinnenden Betrieben sowie den Beratenden
- Ausschuf8 fiir Sicherheit, Arbeitshygiene und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz. , .

Artikel 13

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 3. November 1992,

Im Namen des Rates

Der Prdsident
DENTON OF WAKEFIELD
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ANHANG
MINDESTVORSCHRIFTEN FUR SICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ NACH ARTIKEL 10

Vorbemerkung

Die Anforderungen dieses Anhangs gelten in allen Fillen, in denen die Eigenschaften der Arbeitsstitte oder der
Titigkeit, die Umstinde oder eine besondere Gefahr dies erfordern.

ABSCHNITT A

Gemeinsame Mindestvorschriften fiir den Onshore- und Offshore-Bereich

1. Stabilitit und Festigkeit

Die Arbeitsstitten sind so auszulegen, zu bauen, zu errichten, zu betreiben, zu iitberwachen und zu warten,
daf sie den zu erwartenden Umgebungsbedingungen standhalten.

Sie miissen eine ihrer Nutzungsart entsprechende Konstruktion und Festigkeit aufweisen.

2. Organisation und Aufsicht

2.1. - Gestaltung der Arbeitsstatten

2.1.1. Bei der Gestaltung der Arbeitsstitten ist fiir angemessenen Schutz gegen Gefahren zu sorgen. Sie sind
sauber zu halten, wobei gefihrliche Stoffe oder Ablagerungen zu beseitigen oder so zu iiberwachen sind,
dafl Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer nicht beeintriachtigt werden.

2.1.2. Die Arbeitsplitze sind nach ergonomischen Grundsitzen zu gestalten und einzurichten, so dafl die
Arbeitnehmer in ‘der Lage sind, die fiir ihren Arbeitsplatz charakteristischen Arbeitsvorginge zu
verfolgen.

2.1.3." Besondere ,Gefahrénbereiche sind abzugrenzen und mit Warnschildern zu versehen.

2.2, Verantwortliche Person

. Fiir jede bemannte Arbeitsstiitte muf$ jederzeit eine Person verantwortlich sein, die nach den einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften und/oder Praktiken iiber die fiir diese Aufgabe erforderlichen Fihigkeiten und
Qualifikationen verfigt und vom Arbeitgeber benannt worden ist.

Der Arbeitgeber kann selbst die Verantwortung fiir die Arbeitsstitte im Sinne des Absatzes 1 iibernehmen,
falls er nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Praktiken iiber die fiir diese Aufgabe
erforderlichen Fahigkeiten und Qualifikationen verfiigt.

2.3.  Aufsicht

Die Arbeitskrifte sind zur Gewihrleistung des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit bei allen
Arbeitsvorgingen von Personen zu beaufsichtigen, die nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
und/oder Praktiken iiber die fiir diese Aufgabe erforderlichen Fihigkeiten und Qualifikationen verfiigen,
vom Arbeitgeber oder in dessen Namen benannt worden sind und in seinem Namen handeln:

Der Arbeitgeber kann die Aufsicht nach Absatz 1 selbst fithren, wenn er nach den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und/oder Praktiken iiber die hierfiir erforderlichen Fihigkeiten und Qualifikationen
verfigt.

2.4, Sachkundige Arbeitnehmer

Jede bemannte Arbeitsstitte mufd von einer ausreichenden Anzahl von Arbeitnehmern besetzt sein, die die
erforderliche Qualifikation, Erfahrung und Ausbildung fiir die ihnen zugewiesenen Aufgaben besit-
zen.

2.5. Information, Unterweisung und Ausbildung )

Die Arbeitnehmer sind zur Gewihrleistung ihrer Sicherheit und Gesundheit angemessen zu informieren,
zu unterweisen und aus- bzw. weiterzubilden. '

Der Arbeitgeber muf sicherstellen, daf die Arbeitnehmer verstindliche Anweisungen erhalten, damit
weder ihre eigene Sicherheit und Gesundheit noch die anderer Arbeitnehmer gefahrdet wird.
2.6. Schriftliche Anweisungen

Fiir jede Arbeitsstitte sind schriftliche Anweisungen iiber die Vorgehensweisen zu erteilen, die zur
Gewibhrleistung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer und eines sicheren
Einsatzes der Betriebsmittel einzuhalten sind.

Diese Anweisungen haben Informationen iiber den Einsatz von Notfallausriistungen sowie dariiber zu
enthalten, wie bei einem Notfall an oder in der Nihe der Arbeitsstitte vorzugehen ist.
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2.7. Sichere Arbeitsverfahren
An jeder Arbeitstitte bzw. bei jeder Tatigkeit ist fiir sichere Arbeitsverfahren zu sorgen.

2.8. Arbeitsfreigabe
Sofern es das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument erfordert, ist fiir gefihrliche Arbeiten oder
normalerweise gefahrlose Arbeiten, die sich mit anderen Arbeitsgingen iiberschneiden und die daher eine
ernste Gefihrdung bewirken kénnen, ein Arbeitsfreigabesystem vorzusehen.

Die Arbeitsfreigabe ist vor Beginn der Arbeiten von einer verantwortlichen Person zu erteilen; in der
Arbeitsfreigabe missen die einzuhaltenden Bedingungen sowie die vor, wihrend und nach Abschlufl der
Arbeiten einzuhaltenden Sicherheitsvorkehrungen aufgefiihrt sein.

2.9. Regelmiflige Priifung der Sicherheits- und der GesundheitsschutzmafSnahmen
Der Arbeitgeber muf die Mafnahmen zur Gewihrleistung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Arbeitnehmer, einschlieglich des Sicherheits- und Gesundheitsschutz-Managementsystems, regelmifig
priifen lassen, um sicherzustellen, daff die Anforderungen dieser Richtlinie eingehalten werden.

3. * Maschinelle und elektrische Betriebsmittel und ‘Anlagen

t

3.1. Allgemeines
Maschinelle und elektrische Betriebsmittel sind unter gebiihrender Beriicksichtigung der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer sowie unter Beriicksichtigung anderer Bestimmungen dieser
Richtlinie und der Richtlinien 89/392/EWG (!) und 89/655/EWG (2) auszuwihlen, zu installieren und
in Betrieb zu nehmen, zu betreiben und zu warten.

Sind diese Betriebsmittel und Anlagen in einem Bereich angeordnet, in dem die Gefahr von Brinden oder
Explosionen durch Entziindung von Gasen, Dampfen oder fliichtigen Fliissigkeiten besteht oder bestehen
kann, so miissen sie fiir den Einsatz in diesem Bereich geeignet sein.

. Die Betriebsmittel sind erforderlichenfalls mit geeigneten Schutzvornchtungen und mit Systemen fiir
Storfille auszustatten.

3.2. Besondere Bestimmungen
Die’ maschinellen Betriebsmitte] und Anlagen miissen von angemessener Festigkeit und frei von
offensichtlichen Mingeln sowie fiir den jeweiligen Einsatzzweck geeignet sein.

Die elektrischen Betriebsmittel und Anlagen miissen fiir ihren jeweiligen Einsatzzweck ausreichend '
dimensioniert und leistungsfihig sein.

4. Wartung

4.1. Allgemeine Wartung
Fiir die systematische Priifung, Wartung und gegebenenfalls Erprobung von maschinellen und elektrischen
Betriebsmitteln und Anlagen ist ein geeigneter Plan aufzustellen. \
Samtliche Wartungs-, Priif- und Erprobungsarbeiten an Anlageri- oder Betriebsmitteln sind von einer
sachkundigen Person durchzufiihren. _ )

Die Priifungen und Tests sind in einem Protokoll festzuhalten, das entsprechend aufzubewahren ist.

4.2. Wartung von Sicherheitseinrichtungen
Angemessene Sicherheitseinrichtungen sind stindig in einsatzfahigem und gutem Zustand zu halten.
Die Wartung ist unter entsprechender Berticksichtigung der Betriebsvorginge durchzufiihren.

S. Bobrlochkontrolle
Wihrend der Bohrarbeiten sind geeignete Bohrlochkontrollgerite zum Schutz gegen Blowouts einzuset-
zen.

Beim Einsatz dieser Gerite sind die vorherrschenden Bohrloch- und Betriebsbedingungen zu beriicksich-
tigen.

6. Schutz gegen gesundbeitsgefihrdende Atmosphidre, Explosionsschutz

6.1.  Essind geeignete Maffnahmen zu treffen, um beurteilen zu kdnnen, ob gesundheitsgefihrdende und/ oder -

explosionsfihige Stoffe in der Atmosphire vorhanden sind, und um ihre Konzentration messen zu
konnen.

() ABL Nr. L 183 vom 29. 6. 1989, S. 9. Richtlinie geindert durch die Richtlinie 91/368/EWG (ABL. Nr L 198 vom
22, 7.1991, S. 16). )
(2) ABL Nr. L 393 vom 30. 12. 1989, S. 13.
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Sofern es das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument erfordert, sind Uberwachungseinrichtungen,
die an festgelegten Stellen die Gaskonzentrationen automatisch und kontinuierlich messen, automatische
Alarmsysteme und Einrichtungen zur automatischen Abschaltung von elektrischen Betriebsmitteln und
Verbrennungsmotoren vorzusehen. -

Falls automatische Messungen vorgesehen sind, miissen die Mefergebnisse aufgezeichnet und, wie im
Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument vorgesehen, aufbewahrt werden.

6.2. Schutz gegen gesundheitsgefihrdende Atmosphire

6.2.1. -Es sind geeignete Maflnahmen vorzusehen, damit’ gesundhéitsgeféhrdende Stoffe, die sich in der
Atmosphire angesammelt haben oder ansammeln kénnen, am Entstchungsort abgesaugt und abgeleitet
werden.

Gesundheitsgefihrdende Gase dieser Art miissen iiber ein entsprechendes System so verdiinnt werden
konnen, daf keine Gefahr fiir die Arbeitnehmer besteht.

6.2.2. Unbeschadet der Richtlinie 89/656/ EWG (1) missen fiir Bereiche, in denen Arbeitskrifte gesundheits-
gefihrdenden Stoffen in der Atmosphire ausgesetzt sein kénnen, geeignete Atemschutz- und Wiederbe-
lebungsgerite in ausreichender Zahl verfiigbar sein.

Fiir die Bedienung dieser Gerite mufl eine ausreichende Zahl von sachkundigen Personen an der
Arbeitsstitte zur Verfugung stehen.

Die Gerite sind angemessen aufzubewahren und zu warten.

6.2.3. Soweit Schwefelwasserstoff oder andere toxische Gase in der Atmosphire vorhanden sind oder sein
kénnen, ist ein Gasschutzplan, der die Schutzausriistung und die getroffenen vorbeugenden Ma@nahmen
~detailliert beschreibt, fir die zustindigen Behorden zur Verfiigung zu zu halten.

6.3. Explosionsschutz

6.3.1. Es sind alle erforderlichen Manahmen zu treffen, um das Entstehen und die Ansammlung explosions-
fahiger Atmosphire zu verhindern.

6.3.2. Innerhalb der explosionsgefihrdeten Bereiche sind alle erforderlichen Maffnahmen zu treffen, um die
Ziindung explosionsfihiger Atmosphire zu verhindern. :

6.3.3. Uber die Einrichtungen und die Mafnahmen zum Explosionsschutz ist ein Explosionsschutzplan

auszuarbeiten.
7. Fluchtwege und Notausginge
7.1.  Fluchtwege und Notausginge miissen frei von Hindernissen bleiben und auf méglichst kurzem Weg ins

Freie oder in einen sicheren Bereich, zu einem sicheren Sammlungspunkt oder zu einer sicheren
Evakuierungsstation fithren.

7.2.  Alle Arbeitsplitze miissen bei Gefahr von den Arbeltnehmern schnell und in grofiter Sicherheit verlassen
werden kénnen.

7.3.  Anzahl, Anordnung und Abmessungen der Fluchtwége und Notausginge richten sich nach der Nutzung,
der Einrichtung und den Abmessungen der Arbeitsstitten sowie der héchstméglichen Anzahl der dort
anwesenden Personen. Unterkiinfte und Aufenthaltsraume miissen mindestens zwei getrennte, so weit wie
moglich auseinanderliegende Notausginge aufweisen, die in einen sicheren Bereich, zu einem sicheren
Sammlungspunkt oder zu einer sicheren Evakuierungsstation fithren.

7.4. Tiiren von Notausgingen miissen sich nach auﬁen 6ffnen bzw., wenn dies nicht méglich ist, als
Schiebetiiren ausgefiihrt sein.

Tiiren von Notausgingen diirfen nicht so verschlossen werden, daf sie nicht leicht und unmittelbar von
jeder Person gedffnet werden kénnen, die sie im Notfall benutzen mifte.” - '

7.5.  Fluchtwege und Notausginge als solche sind gemif den innerstaatlichen Bestimmungen zur Umsetzung
der Richtlinie 92/58/EWG (2) zu kennzeichnen.

7.6.  Tiren von Notausgingen diirfen nicht mittels eines Schliissels verschlossen werden.

Fluchtwege und Notausginge sowie die dorthin filhrenden Durchginge und Tiiren diirfen nicht durch
Gegenstinde versperrt werden, so daf8 sie jederzeit ungehindert benutzt werden kénnen.

7.7.  Fluchtwege und Notausginge, bei denen eine Beleuchtung notwendig ist, miissen fiir den Fall, daf die
Beleuchtung ausfallt, iiber eine ausreichende Sicherheitsbeleuchtung verfiigen:.

() ABL Nr. L 393 vom 30. 12. 1989, S. 18.
(2) ABL Nr. L 245 vom 26. 8. 1992, S, 23.

N
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8.1.

8.2,

9.2

©9.3.

10.

10.1.

10.2.

10.3.

10.4.

11.

11.5.

12,

"12.1.

12.2.

Liiftung umschlossener Arbeitsriume

In umschlossenen Arbeitsraumen muf unter Beriicksichtigung der Arbeitsverfahren und der k('irperlichen'

Beanspruchung der Arbeitnehmer ausreichend gesundheitlich zutragliche Atemluft vorhanden sein.
Bei Verwendung einer lifrungstechnischen Anlage muf diese jederzeit funktionsfihig sein.

Eine etwaige Storung muf durch eine Warneinrichtung angezeigt werden, wenn dies mit Riicksicht auf die
Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist. :

Klimaanlagen oder mechanische Beliiftungseinrichtungen sind so zu betreiben, dafl die Arbeitnehmer

keinem storenden Luftzug ausgesetzt sind.

Ablagerungen und Verunreinigungen, die zu einer unmittelbaren Gesundheitsgefihrdung der Arbeltneh-
mer durch Verschmutzung der Atemluft fithren kénnten, miissen rasch beseitigt werden.

" Raumtemperatur

In den Arbeitsriumen muff wihrend der Arbeitszeit unter Beriicksichtigung der angewandten Arbeits-
methoden und der korperlichen Beanspruchung der Arbeitnehmer eine Raumtemperatur herrschen, die
dem menschlichen Organismus angemessen ist.

In Pausen-, Bereitschafts-, Sanitir-, Kantinen- und Sanititsraumen muf die Temperatur dem spezifischen
Nutzungszweck der Raume entsprechen.

Fenster, Oberlichter und Glaswinde miissen je nach Art der Arbeit und der Arbeitsstitte eine

Abschirmung der Arbeitsstitten gegen iibermifige Sonneneinstrahlung erméglichen.

Fufbéden, Winde, Decken und Diicher der Riume

Die Fulbéden der Riume diirfen keine Unebenheiten, Locher oder gefihrliche Neigungen aufweisen; sie
miissen befestigt, trittsicher und rutschfest sein.

Wo sich ein Arbeitsplatz befindet, miissen die Arbeitsstitten je nach Art des Unternehmens und der
korperlichen Titigkeit des Arbeitnehmers eine ausreichende Wirmeisolierung aufweisen.

Die Oberfliche der FuSbdden, Decken und Winde muf so beschaffen sein, daf sie sich den hygienischen
Erfordernissen entsprechend reinigen und erneuern l48t.

Durchsichtige oder lichtdurchlissige Winde, insbesondere Ganzglaswinde, in Riumen oder im Bereich
von Arbeitsplitzen und Verkehrswegen miissen deutlich gekennzeichnet sein und aus Sicherheitswerkstoff
bestehen oder so gegen die Arbeitsplitze und Verkehrswege abgeschirmt sein, daf die Arbeitnehmer nicht
mit den Winden in Beriihrung kommen und beim Zersplittern der Winde nicht verletzt werden
kénnen.

Der Zugang zu Dichern aus Werkstoffen, die keinen ausreichenden Belastungswiderstand bieten, ist nur
zuldssig, wenn Ausriistungen zur Verfligung gestellt werden, die eine sichere Ausfuhrung der Arbeit
ermoghchen

~ Natiirliche und kiinstliche Beleuchtung

Jede Arbeitsstitte ist grundsitzlich so auszuleuchten, daf$ die Sicherheit und der Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer ausreichend gewihrleistet sind.

Die Arbeitsstitten miissen moglichst ausreichend Tageslicht erhalten und unter Beriicksichtigung der
Witterungsbedingungen mit Einrichtungen fiir eine der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer angemessenen kiinstlichen Beleuchtung ausgestattet sein.

Die Beleuchtung der Arbeitsriume und Verbindungswege muf§ so angebracht sein, daf$ aus der Art der
Beleuchtung keine Unfallgefahr fiir die Arbeitnehmer entsteht.

Arbeitsstitten, in denen die Arbeitnehmer bei Ausfall der ki}nstlichen Beleuchtung in besonderem Mafle
Gefahren ausgesetzt sind, miissen eine ausreichende Sicherheitsbeleuchtung haben.

Die Beleuchtungseinrichtungen sind so auszulegen, dafl die Betricbskqntrollbereiche, Fluchtwege,
Einbootungs- und Gefahrenbereiche beleuchtet bleiben.

Bei nur gelegentlich besetzten Arbeitsstatten ist die Anforderung nach Absatz 1 auf die Zeit beschrinkt, in
der Arbeitnehmer anwesend sind.

Fenster und Oberlichter der Raume

Fenster, Oberlichter und Liiftungsvorrichtungen, die gedffnet, geschlossen, verstellt und festgelegt werden
konnen, sind so auszulegen, daf eine sichere Handhabung gewihrleistet ist.

Sie diirfen nicht so angeordnet sein, daf sie in gedffnetem Zustand eine Gefahr fiir die Arbeitnehmer
darstellen.

Fenster und Oberlichter miissen sich gefahrlos reinigen lassen.
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13, Tiiren und Tore

13.1. DieLage, die Anzahl, die bei der Ausfithrung verwendeten Werkstoffe und die Abmessung der Tiiren und
Tore miissen sich nach der Art und Nutzung der Riume oder Bereiche richten.

13.2. Durchsichtige Tiiren miissen in Augenhdhe gekennzeichnet sein.
13.3. Schwingtiiren und -tore miissen durchsichtig sein oder Sichtfenster haben.

13.4. Bestehen durchsichtige oder’lichtdurchlﬁssige Flichen von Tiiren und Toren nicht aus Sicherheitsmaterial
und ist zu befiirchten, daf8 sich Arbeitnehmer beim Zersplittern der Flichen verletzen kénnen, so sind diese
Flachen gegen Eindriicken zu schiitzen.

13.5. Schiebetiiren miissen gegen unbeabsichtigtes Ausheben und Herausfallen gesichert sein.
13.6. Tiren und Tore, die sich nach oben 6ffnen, miissen gegen unvermitteltes Herabfallen gesichert sein.

13.7. Tiiren im Verlauf von Fluchtwegen miissen angemessen gekennzeichnet sein.
Sie miissen sich jederzeit von innen ohne besondere Hilfsmittel 6ffnen lassen.

Solange sich Arbeitnehmer in der Arbeitsstitte befinden, miissen die Tiren sich 6ffnen lassen.

13.8. In unmittelbarer Nihe von Toren, die vorwiegend fiir den Fahrzeugverkehr bestimmt sind, miissen gut
sichtbar gekennzeichnete und stets zugingliche Tiiren fiir den FufSgingerverkehr vorhanden sein, es sei
denn, der Durchgang ist fiir Fuginger ungefihrlich.

13.9. Kraftbetitigte Tiiren und Tore miissen ohne Gefihrdung der Arbeitnehmer bewegt werden kénnen.

Sie miissen mit gut erkennbaren und leicht zuginglichen Notabschalteinrichtungen ausgestattet und auch
von Hand zu offnen scm sofern sie sich bei Stromausfall nicht automatisch 6ffnen. :

13.10. Wird an irgendeiner Stelle der Zutritt durch Ketten oder dhnliche Vorrichtungen unterbunden, so miissen
diese Ketten oder dhnlichen Vorrichtungen deutlich sichtbar und durch entsprechende Verbots- oder
Warnzeichen gekennzeichnet sein. :

14. Verkebrswege

14.1. Arbeitsstitten miissen gefahrlos zu errelchen sei-und im Notfall schnell und sicher verlassen werden
kénnen. :

14.2. Verkehrswege, einschlieflich Treppen, festangebrachte Steigleitern und ' Laderampen, miissen so
berechnet, bemessen und angelegt sein, daff sie je nach ihrem Bestimmungszweck leicht und sicher
begangen oder befahren werden konnen und in der Nihe beschiftige Arbeitnehmer nicht gefihrdet
werden.

14.3. Die Bemessung der Verkehrswege, die dem Personen- und/oder Giiterverkehr dienen, mufg sich nach der
Zahl der moglichen Benutzer und der Art des Betriebs richten.

Werden Beforderungsmittel auf Verkehrswégen verwendet, so muf fiir Fulginger ein ausreichender
Sicherheitsabstand gewahrt werden.

14.4, Verkehrswege fiir Fahrzeuge miissen an Tiiren, Toren, Fuflgingerwegen, Durchgingen und Treppenaus—
tritten in ausreichendem Abstand vorbelfuhren

14.5. Die Begrenzungen:der Verkehrs- und Zugangswege miissen deutlich gekennzeichnet sein, um den Schutz
der Arbeitnehmer zu gewihrleisten. -

15. Gefabrenbereiche

15.1. Befinden sich in den Arbeitsstitten durch die Art der Arbeit bedingte Gefahrenbereiche, in denen
Sturzgefahr fir die Arbeitnehmer oder die Gefahr des Herabfallens von Gegenstinden besteht, so miissen
diese Bereiche nach Méglichkeit mit Vorrichtungen ausgestattet sein, die unbefugte Arbeitnehmer am
Betreten dieser Bereiche hindern.

15.2. Zum Schutz der Arbeitnehmer, die zum Betreten der Gefahrenbereiche befugt sind, sind entsprechende
Vorkehrungen zu treffen.

15.3. Die Gefahrenbereiche miissen gut sichtbar gekennzeichnet sein.

16. Raumabmessungen und Luftraum der Rdume, Bewegungsfliche am Arbeitsplatz

16.1. Arbeitsriume miissen eine ausreichende Grundfliche und Héhe sowie einen ausreichenden Luftraum
aufweisen, so daf die Arbeitnehmer ohne Beeintrichtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder ihres
Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten kénnen.

16.2.  Der den Arbeitnehmern am Arbeitsplatz zur Verfiigung stehende Raum muf so bemessen sein, daf8 die
Arbeitnehmer bei ihrer Titigkeit ausreichende Bewegungsfreiheit haben und ihre Aufgaben sicher
ausfithren konnen.
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17. Pausenrdume

17.1. Den Arbeitnehmern ist ein leicht erreichbarer Pausenraum zur Verfiigung zu stellen, wenn Sicherheits-
oder Gesundheitsgriinde, insbesondere wegen der Art der ausgeiibten Titigkeit oder der eine bestimmte
Obergrenze iibersteigenden Anzahl der im Betrieb beschiftigten Personen dies erfordern.

Dies gilt nicht, wenn die Arbeitnehmer in Biiroriumen oder vergleichbaren Arbeitsriumen beschiftigt sind
und dort gleichwertige Voraussetzungen fiir eine Erholung wihrend der Pausen gegeben sind.

17.2. Pausenriume miissen ausreichend bemessen und der Zahl der Arbeitnehmer entsprechend.mit Tischen
und Sitzgelegenheiten mit Riickenlehne ausgestattet sein.

17.3. Inden Pausenriumen sind angemessene Mafinahmen zum Schutz der Nichtraucher vor Belastigung durch
Tabakrauch zu treffen.

17.4. Fallen in der Arbeitszeit regelmiflig und hiufig Arbeitsbereitschaftszeiten an und sind keine Pausenraume
vorhanden, so sind andere Riume zur Verfiigung zu stellen, in denen sich die Arbeitnehmer wihrend der
Dauer der Arbeitsbereitschaft aufhalten konnen, wenn Gesundheits- oder Sicherheitsgriinde dies
erfordern. ’

In diesen Riumen sind angemessene Maflnahmen zum Schutz der Nichtraucher vor Belistigung durch
Tabakrauch vorzusehen.

18. Arbeitsstéitten im Freien

18.1. Arbeitsplitze, Verkehrswege und sonstige Stellen oder Einrichtungen im Freien, die von den Arbeitneh-
mern wihrend ihrer Titigkeit benutzt oder betreten werden, sind so zu gestalten, daf8 sie sicher begangen
und befahren werden konnen.

18.2. Arbeitsstitten im Freien miissen kiinstlich beleuchtet werden, wenn das Tageslicht nicht ausreicht.

18.3. Werden die Arbeitnehmer auf Arbeitsplitzen im Freien beschiftigt, so sind die Arbeitsplitze nach
Moglichkeit so einzurichten, dafl die Arbeitnehmer

a) gegen Witterungseinfliisse und gegebenenfalls gegen das Herabfallen von Gegenstinden geschiitzt
sind,

b) weder Gerduschen mit einem fiir die Gesundheit unzutriglichen Larmpegel noch schidlichen
Wirkungen von auflen (z. B. Gasen, Dimpfen, Staub) ausgesetzt sind,

c) bei Gefahr rasch ihren Arbeitsplatz verlassen konnen bzw. ihnen rasch Hilfe geleistet werden
kann,

. d) nicht ausgleiten oder abstiirzen kénnen.

19. Séhwangere Frauen und stillende Miitter

Schwangere Frauen und stillende Miitter miissen sich unter geeigneten Bedingungen hinlegen und
ausruhen konnen.

20. Bebinderte Arbeitnebhmer

Die Arbeitsstitten sind gegebenenfalls behindertengerecht zu gestalten.

Dies gilt insbesondere fiir Tiiren, Verbindungswege, Treppen, Duschen, Waschgelegenheiten und
Toiletten, die von Behinderten benutzt werden, sowie fiir Arbeitsplitze, an denen Behinderte umittelbar
titig sind. i

ABSCHNITT B

Besondere Mindestvorschriften fiir den Onshore-Béreich

1. Brandmeldung und -bekimpfung. \

1.1. , Bei Planung, Einrichtung, Ausriistung, Inbetriebnahme, Betrieb und Wartung von Arbeitsstitten sind
geeignete Maflnahmen dagegen zu treffen, daff Brinde an den im Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokument bezeichneten Ziindquellen entstehen und sich ausbreiten.

- Fiir den Brandfall ist eine schnelle und wirksame Brzindbekéimpfuxig zu gewihrleisten.

1.2.  Arbeitsstitten miissen mit geeigneten Feuerldscheinrichtungen und gegebenenfalls mit Brandmeldern und
Alarmanlagen ausgestattet sein. .

1.3.  Nichtselbsttitige Feuerldscheinrichtungen miissen leicht zu erreichen und zu handhaben und gegebenen-
falls gegen Beschiddigungen geschiitzt sein.

1.4. Uber die Vorkehrungen zum Schutz vor, zur Erkennung und Bekiimpfuﬂg der Entstehung. und
Ausbreitung von Brinden gemifl den Artikeln 3, 4, 5 und 6 ist vor Ort ein Brandschutzplan zu
fithren. -
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1.5.  Die Feuerloscheinrichtungen sind gemif den innerstaatlichen Bestimmungen zur Umsetzung’ der
Richtlinie 92/58/EWG zu kennzeichnen.

Diese Kennzeichnung muf an geeigneten Stellen angebracht und dauerhaft sein.

2. Fernbedienung in Notfillen

Nach Mafgabe des Sicherheits- und Gesuﬁdheitsschutzdokuments miissen bestimmte Gerite im Notfall
von geeigneten Stellen aus fernbedienbar sein.

Diese Gerite miissen Systeme zur Absperrung und Druckentlastung von Bohrlochern, Anlagen und
Rohrleitungen umfassen.

3. Kommunikation, allgemein und in Notfillen

3.1.  Nach MafSgabe des Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokuments smd auf jeder bemannten Arbeitsstitte
folgende Einrichtungen vorzusehen:

a) ein akustisch-optisches System, das je nach Erfordernis in jeden bemannten Bereich der Arbeitsstatte
Alarmsignale iibertragen kann;

b) ein akustisches System, das in allen Bereichen der Anlage, in denen sich hiufig Arbeitnehmer
- aufhalten, deutlich hérbar ist. :

3.2.  An geeigneten Stellen sind Alarmauslésevorrichtungen vorzusehen.

3.3.  Befinden sich Arbeitnehmer an normalerweise nicht bemannten Arbeitsstitten, so sind den Umstinden
entsprechende Kommunikationssysteme bereitzustellen.

/

4. Sammelstellen und Namensliste

Nach MafSgabe des Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokuments sind Sammelstellen vorzusehen, ist eine
Namensliste zu fithren und sind die entsprechenden Mafinahmen durchzufihren.

s. Rettungs- und Fluchteinrichtungen

5.1. Die Arbelmehmcr sind darin auszubilden, welche Mafinahmen sie in einem Notfall zu ergreifen’
’ haben.

5.2.  Fluchtgerite sind leicht zuginglich an geeigneten Stellen in betriebsbereitem Zustand bereitzuhalten.

§5.3.  Bei schwierigen Fluchtwegen und bei -tatsichlich oder méglicherweise auftretender unatembarer
Atmosphire sind Selbstretter fiir den unmittelbaren Einsatz am Arbeitsplatz vorzusehen.

6. Sicherbeitsiibungen

An normalerweise bemannten Arbeitsstitten sind in regelmifigen Zextabstanden Sicherheitsiibungen
durchzufiihren. .

Bei diesen Ubungen ist insbesondere jede in der Arbeitsstitte beschiftigte Person, der Aufgaben fiir den
Notfall zugewiesen wurden, die den Einsatz, die Handhabung oder die Bedienung von Rettungsausrii-
stungen erfordern, unter Beriicksichtigung der im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach
Nummer 1.1 festgelegten Kriterien zu unterweisen und zu priifen.

Gegebenenfalls miissen die Arbeitnehmer, denen solche Aufgaben zugewiesen wurden, auch die korrekte
Benutzung, Handhabung oder Bedienung dieser Ausriistung einiiben konnen.

7. Sanitireinrichtungen

- 7.1. Umkleiderdume, Kleiderschranke

7.1.1. Den Arbeitnehmern sind geeignete Umkleiderdume zur Verfiigung zu stellen, wenn sie bei ihrer Tatigkeit
besondere Arbeitskleidung tragen miissen und es ihnen aus gesundheitlichen oder sittlichen Griinden nicht
zuzumuten ist, sich.in einem anderen Raum umzukleiden.

Die Umkleiderdume miissen leicht zuginglich, von ausreichender Gréfie und mit Sxtzgelegenhelten
ausgestattet sein.

7.1.2. Die Umkleiderdume miissen ausreichend bemessen und mit abschliefbaren Einrichtungen ausgestattet
sein, in denen jeder Arbeithehmer seine Kleidung wihrend der Arbeitszeit aufbewahren kann.

Kleiderschrinke fiir Arbeitskleidung sind von Kleiderschrinken fiir Privatkleidung zu trennen, wenn die
Umstinde dies erfordern (z. B. Umgang mit gefihrlichen Stoffen, Feuchtigkeit, Schmutz).

N

. Es ist dafiir zu sorgen, daff Arbeitskleidung getrocknet werden kann.

7.1.3. Fiir Frauen und Minner sind getrennte Umkleiderdume oder ist eine getrennte Benutzung dieser Raume
vorzusehen.

7.1.4. Wenn Umkleiderdume nach Nummer 7.1.1 nicht erforderlich sind, muf§ fiir jeden ‘Arbeitnehmer eine
Kleiderablage vorhanden sein.
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7.2.

7.2.1.

7.2.2.

7.2.3.

7.2.4.

7.3.

8.2

8.3.

8.4.

1.1,

Duschen, Waschgelegenheiten

Den Arbeitnehmern sind in ausreichender Zah geeignete Duschen zur Verfiigung zui stellen, wenn es die
Art der Tatigkeit oder gesundheitliche Griinde erfordern.

Fiir Frauen und Minner sind getrennte Duschraume oder ist eine getrennte Benutzung der Duschriume
vorzusehen.

.Die Duschriume miissen ausreichend bemessen sein, damit jeder Arbeitnehmer sich den hyglemschen

Erfordernissen entsprechend ungehindert reinigen kann.
Die Duschen miissen fliefendes kaltes und warmes Wasser haben.

Wenn Duschen nach Nummer 7.2.1 erster Unterabsatz nicht erforderlich sind, miissen ausreichende und
angemessene Waschgelegenheiten mit fliefendem kalten und warmen Wasser in der Nihe des
Arbeitsplatzes und der Umkleiderdume vorhanden sein.

Fiir Frauen und Minner sind getrennte Waschgelegenheiten oder ist eine getrennte Benutzung der
Waschgelegenheiten vorzusehen, wenn dies aus sittlichen ‘Griinden notwendig ist.

Duschen odcr Waschgelegenheiten und Umklclderaume, die voneinander getrennt sind, miissen
untereinander leicht erreichbar sein.

Toiletten und Handwaschbeckén

Den Arbeitnehmern sind in der Nahe der Arbeitsplitze, der Pausenriume, der Umkleiderdume und der
Duschen bzw. Waschgelegenheiten spezielle Riume mit einer ausreichenden Zahl von Toiletten und
Handwaschbecken zur Verfiigung zu stellen.

Fir Frauen und Minner sind getrennte Toiletten oder ist eine getrennte Benutzung der Toiletten
vorzusehen.

Rdume und Einrichtungen fiir die Erste Hilfe

Die Erste-Hilfe-Einrichtung muf8 der Art der ausgeiibten Titigkeit entsprechen.
Es sind ein oder mehrere Raume fiir die Erste Hilfe vorzusehen.

In diesen Riaumen ist eine Anleitung fiir die Erste Hilfe bei Unfillen gut sichtbar auszuhingen.

Die Riume fiir die Erste Hilfe miissen mit den erforderlichen Erste-Hilfe-Einrichtungen und -Materialien
ausgestattet und leicht fiir Personen mit Krankentragen zuginglich sein.

Sie sind entsprechend den einzelstaatlichen Arbeitsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 92/

58/EWG zu kennzeichnen.

" Eine Erste- Hllfe-Ausstattung muf ferner iiberall dort aufbewahrt werden, wo die Arbeltsbedmgungen

dies erforderlich machen.

Die Aufbewahrungsstellen miissen als solche gekennzeichnet und gut erreichbar sein.

Eine angemessene Anzahl von Personen ist im Hinblick auf die Benutzung der bereitgestellten
Erste-Hilfe-Ausriistung auszubilden.

Verkebrswege

Wird das Betriebsgelinde mit Kraftfahrzeugen befahren, so sind die erforderlichen Verkehrsregelungen
festzulegen.

ABSCHNITT C

Besondere Mindestvorschriften fiir den Offshore-Bereich

Vorbemerkung

Unbeschadet des Artikels 3 Absatz 2 hat der Arbeitgeber, der entsprechend den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und/oder Praktiken die Verantwortung fiir eine unter Abschnitt C fallende Arbeits-
stitte hat, dafiir zu sorgen, daff in dem Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nachgewiesen wird,
daf alle einschligigen MafSnahmen, die der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer
allgemein und in Notfillen dienen, getroffen worden sind.

Zu diesem Zweck mufl das Dokument folgenden Anforderungen geniigen:

a) die besonderen Gefahrenquellen, die an der Arbeitsstitte unter Beriicksichtigung aller sie betreffenden
Titigkeiten bestehen und aus denen sich Unfille mit méglicherweise schweren Auswirkungen fiir
Sicherheit und Gesundheit der betroffenen Arbeitnehmer ergeben kénnen, missen in dem Dokument
genau aufgefithrt werden;

b) es muf eine Beurteilung vorgenommen werden, wie ernst die Gefahren sind, die sich aus den unter

Buchstabe a) genannten besonderen Gefahrenquellen ergeben;
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¢) es mufl nachgewiesen werden, dafd entsprechende Vorsichtsmanahmen zur Verhiitung der unter
Buchstabe a) genannten Unfille, zur Begrenzung des Unfallausmafles und zu einer wirksamen und
geordneten Raumung der Arbeitsstatte in Notfillen getroffen worden sind;

d) es mufl nachgewiesen werden, daff das Verwaltungssystem in der Lage ist, die Bestimmungen der
Richtlinie 89/391/EWG und der vorliegenden Richtlinie sowohl allgemem als auch in Notfillen
einzuhalten.

1.2,  Der Arbeitgeber hat die im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument vorgesehenen Verfahren und
Modalititen bei der Planung und Durchfithrung aller unter diese Richtlinie fallenden Phasen einzuhal-
ten. '

1.3.  Die verschiedenen Arbeitgeber, die fiir die einzelnen Arbeitsstitten verantwortlich sind, haben gegebe-
nenfalls bei der Erstellung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente und bei den zur Gewihr-
leistung der Sicherheit und des Gesundhentsschutzes der Arbeitnehmer erforderlichen Mafinahmen

zusammenzuarbelten
2. Brandmeldung und -bekimpfung
2.1.. Dem Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach Nummer 1.1 entsprechend sind geeignete

Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz gegen den Ausbruch und die Ausbreitung von Brinden sowie zu
deren Erkennung und Bekampfung zu treffen.

Wo dies zweckmiflig ist, sind Brandschutzwinde zur Abtrennung brandgefihrdeter Bereiche zu
errichten.

2.2.  Insimdichen Arbeitsstitten sind entsprechend den im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach
Nummer 1.1 bezeichneten Gefahren angemessene Melde- und Schutzsysteme fiir Brinde sowie Brand-
bekimpfungs- und Alarmsysteme vorzusehen.

Diese Systeme kénnen insbesondere folgende Einrichtungen umfassen, sind jedoch mcht hierauf
begrenzt:

— Brandmeldesysteﬁe,

— Feueralarmanlagen,

— Feuerloschleitungen,

— Feuerwehrhydranten und -schliuche,

— Wasserflutsysteme und Wésserstrahltohre,
— dutomatische Sprenklersysteme,

— Gasloschsysteme,

— Schaurﬁlbschsysteme,

— tragbare Feuerldscher,

— Feuerwehrausriistung.

2.3.  Nichtselbsttitige Feuerlscheinrichtungen miissen leicht zu erreichen, zu handhaben und erforderlichen-
falls gegen Beschidigungen geschiitzt sein.

2.4. Uber die Vorkehrungen zum Schutz vor, zur Erkennung und Bekﬁnipfung _der Entstehung und
Ausbreitung von Brinden ist in der Arbeitsstitte ein Brandschutzplan zu fiihren.

2.5.  Notsysteme sind getrennt anzuordnen oder auf andere Art von Unfalleinfliissen im erforderlichen Mafe zu
schiitzen, damit ihre Funktionsfihigkeit in einem Notfall gewihrleistet ist.

Wo dies zweckmifig ist, sind solche Systeme doppelt auszulegen.

2.6. Die Ausriistungen sindigeméﬁ den innerstaatlichen Bestimmungen zur Umsetzung der Richtlinie
92/58/EWG zu kennzeichnen.

Diese Kennzéichnung mufl an geeigneten Stellen angebracht und dauerhaft sein.

3. Fernbedienung in Notfillen

3.1.  Wenn das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach Nummer 1.1 entsprechendes vorschreibt,
so ist eine Anlage fur die Fernbedienung in Notfillen vorzusehen.

Diese Anlage muf iiber im Notfall einsatzbereite Kontrollstationen an geeigneten Stellen verfiigen,
erforderlichenfalls auch iiber Kontrollstationen an sicheren Versammlungsstellen und an Ablegestatio-
nen. ‘

3.2.  Mit einer solchen Fernbedienungsanlage nach Nummer 3.1 ausgestattet sein miissen zumindest Beliif-
tungssysteme und Systeme fiir die Notabschaltung von Geriten, die eine Ziindung auslésen konnen,
Systeme zum Verhindern eines Auslaufens brennbarer Fliissigkeiten und Gase sowie Systeme fiir
Brandschutz und Bohrlochkontrolle.
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4.2,

4.3.
4.4.

5.1.

5.2.

5.3.

5.4.

5.5.

6.2.

6.3.

6.4.

Kommunikation, allgemein und in Notfillen

Nach Maflgabe des Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokuments nach Nummer 1.1 sind auf jeder
bemannten Arbeitsstitte folgende Einrichtungen vorzusehen:

— ein akustisch-optisches System, das je nach Erfordernis in jeden bemannten Bereich der Arbeitsstitte
Alarmsignale tibertragen kann;

— ein akustisches System, das in allen Bereichen der Anlage, in denen sich hiufig Arbeitnehmer
aufhalten, deutlich hérbar ist;

— ein System fiir die Unterhaltung von Nachrichtenverbindungen mit der Kiiste und den Notdien-
sten.

Diese Systeme miissen in einem Notfall einsatzbereit bleiben.

Das akustische ‘System ist durch Kommunikationssysteme zu erginzen, die von ausfallgefihrdeten
Energiequellen unabhingig sind.

An geeigneten Stellen sind Alarmauslésevorrichtungen vorzusehen.

Befinden sich Arbeitnehmer in normalerweise nicht bemannten Arbeitsstitten, so sind den Umstinden
entsprechende Kommunikationssysteme bereitzustellen. . . t

Saﬁxmelstellen und Namensliste

Es sind entsprechende Mafinahmen zu treffen, damit Ablegestationen und sichere Sammelstellen gegen
Wirme und Rauch sowie, soweit moglich, gegen Explosionseinwirkungen geschiitzt sind und die
Fluchtwege zu Ablegestationen und Sammelstellen sowie die von diesen ausgehenden Fluchtwege
benutzbar bleiben.

Diese Mafinahmen miissen so geartet sein, dafl den Arbeitnehmern iiber einen ausreichend langen
Zeitraum Schutz geboten wird, um erforderlichenfalls eine sichere Evakuierung, Flucht und Rettung
organisieren und durchfiihren zu kénnen.

Wenn das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach Nummer 1.1 entsprechendes vorsieht, so ist
eine der in Nummer 5.1 genannten geschiitzten Stellen mit Einrichtungen zu versehen, die eine
Fernbedienung in der in Abschnitt C Nummer 3 genannten Systeme und Nachrichtenverbindungen mit
der Kiiste und den Notdiensten erméglichen.

v

Sichere Sammelstellen und Ablegestationen miissen von den Unterkiinften und Arbeitsbereichen aus leicht
zuginglich sein. . . ..

" Fiir jede sichere Sammelstelle ist vorgeschrieben, daf$ eine Liste mit den Namen der ihr zugewiesenen

Arbeitnehmer auf dem laufenden gehalten und ausgehingt wird.

Ein Verzéichnis der Arbeitnehmer, denen im Notfall Sonderaufgaben zugewiesen sind, ist anzufertigen
und an entsprechenden Stellen in der Arbeitsstitte auszuhingen. .

Die Namen dieser Personen sind in den schriftlichen Anweisungen gemiff Abschnitt A Nummer 3.6
festzuhalten. '

Rettungs- und Fluchteinrichtungen

Die Arbeitnehmer sind darin auszubilden, welche Mafinahmen sie in einem Notfall zu ergreifen

haben.

Neben der allgemeinen Ausbildung fiir Notfille miissen die Arbeitnehmer eine arbeitsplatzbezogene
Ausbildung erhalten, die in dem Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach Nummer 1.1 fiir die
betreffende Arbeitsstitte anzugeben ist. -

Die Arbeitnehmer sind unter Beriicksichtigung der im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach
Nummer 1.1 festgelegten Kriterien in den entsprechenden Uberlebenstechniken ‘auszubilden.

Geeignete und ausreichende Evakuierungsméglichkeiten fiir Notfille und direkte Fluchtméglichkeiten zur

- See sind in jeder Arbeitsstitte vorzusehen.

Es ist ein Notfallplan fir Situationen wie Mann iiber Bord und Riumung der Arbeitsstitte auszuarbei-
ten.

Dieser Plan, der sich auf das Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach Nummer 1.1 stiitzt, mufl
den Einsatz von Bereitschaftsschiffen und Hubschraubern vorsehen und Kriterien fiir die Aufnahmefi-
higkeit und die Eingreifzeit der Bereitschaftsschiffe und Hubschrauber enthalten.

Die erforderliche Eingreifzeit ist im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument jeder Anlage anzuge-
ben.

Die Bereitschaftsschiffe sind so zu konzipieren und auszuriisten, dafl sie den Evakuierungs- und
Rettungsanforderungen geniigen.
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6.5. Zuden Mindestanforderungen fiir die verfiigbaren Rettungsboote, RettungsflofSe, Rettungsbojen und
Schwimmwesten gehoren:

— Eignung und Ausriistung fiir Uberlebenssicherung fiir einen ausreichenden Zeitraum; .
— ausreichende Anzahl fiir alle voraussichtlich anwesenden Arbeitnehmer;
— Typeneignung fiir die Arbeitsstatte;

— einwandfreie Verarbeitung aus geeigneten Materialien unter Beriicksichtigung der Lebensrettungs-
funktion und der Bedingungen fiir den Einsatz oder die Einsatzbereitschaft; .

— auffillige Farbgebung fiir den Einsatz und Ausriistung mit Vorrichtungen, mit denen der Benutzer die -
Aufmerksamkeit von Rettungspersonal auf sich ziehen kann.

6.6.  Geeignete Lebensrettungsgerite miissen sofort einsatzfihig sein.

7. Sicherbeitsiibungen

An normalerweise bemannten Arbeltsstatten sind in regelmifligen Zeitabstinden Slcherhentsubungen
durchzufiihren, bei denen

— die Arbeitnehmer, denen Aufgaben fiir den Notfall zugewiesen wurden, die den Einsatz, die
Handhabung oder die Bedienung von Rettungsausriistung erfordern, unter Beriicksichtigung der im
Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument nach Nummer 1.1 festgelegten Kriterien in der
Ausiibung ihrer Aufgaben unterwiesen und gepriift werden;

gcgebenenfalls miissen die Arbeitnehmer auch die korrekte Benutzung, Handhabung oder Bedienung
dieser Ausriistung einiiben kénnen;

— samtliches bei der Ubung benutztes Rettungsgerit gepriift, gereinigt und gegebenenfalls nachgeladen
oder ausgewechselt wird und alle dabei verwendeten tragbaren Gerite zum ordnungsgemifien
Aufbewahrungsort zuriickgebracht werden;

— gepriift wird, ob die Rettungsboote einsatzbereit sind.

8. Sanitdreinrichtungen

8.1. Umkleideriume, Kleiderschrianke

8.1.1. Den Arbeitnehmern sind geeignete Umkleiderdume zur Verfiigung zu stellen, wenn sie bei ihrer Titigkeit
besondere Arbeitskleidung tragen miissen und es ihnen aus gesundheitlichen oder sittlichen Griinden nicht
zuzumuten ist, sich in einem anderen Raum umzukleiden. -

. Die Umkleiderdume miissen leicht zugénglich, von ausreichender Grofle und mit Sitzgelegenheiten
ausgestattet sein. .

8.1.2. Die Umkleiderdume miissen ausreichend bemessen und mit abschliefbaren Einrichtungen ausgestattet
sein, in denen jeder Arbeitnehmer seine Kleidung wihrend der Arbeitszeit aufbewahren kann.

Kleiderschrinke fiir Arbeitskleidung sind von Kleiderschrinken fiir Privatkleidung zu trennen, wenn die
Umstinde dies erfordern (z. B. Umgang mit gefahrlichen Stoffen, Feuchtigkeit, Schmutz).

Es ist dafiir zu sorgen, dafl nasse Arbeitskleidung getrocknet werden kann.

8.1.3. Fiir Frauen und Minner sind getrennte Umkleiderdume oder ist eine getrennte Benutzung dieser Raume
vorzusehen.

8.1.4. Wenn Umkleideraume nach Nummer 8.1.1 nicht erforderlich sind, muf fiir jeden Arbeitnehmer eine
Kleiderablage vorhanden sein.

8.2. Duschen und Waschgelegenheiten

Zusitzlich zu den entsprechenden Einrichtungen in allen Unterbringungsbereichen sind den Arbeitneh-
mern gegebenenfalls in der Nihe der Arbeitsplitze geeignete Duschen und Waschgelegenheiten zur
Verfiigung zu stellen.

8.3, Toiletten und Handwaschbecken

Zusitzlich zu den entsprechenden Einrichtungen in den Unterkiinften sind den Arbeltnehmern
gegebenenfalls in der Nihe der Arbeitsplitze Toiletten und Handwaschbecken zur Verfiigung zu
stellen.

Fir Frauen und Minner sind gewrennte Toiletten oder ist eine getrennte Benutzung der Toiletten
vorzusehen.

9. Rdume und Einrichtungen fiir die Erste Hilfe

9.1.  Entsprechend der Grofle der Anlage und der Art der dort ausgeiibten Tatigkeit sind ein oder mehrere
Riume fiir die Erste Hilfe vorzusehen.

9.2.  In diesen Raumen sind fiir die Erste Hilfe und gegebenenfalls Behandlung nach Weisungen des Arztes (der
zugegen oder nicht zugegen sein kann), entsprechend den jeweiligen Umstanden angemessene Gerite,
Einrichtungen und Medikamente sowie eine ausreichende Anzahl von Arbeitnehmern mit einschlagigen
Kenntnissen bereitzuhalten. )
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9.3.

10.

10.1.

-10.2.

10.3.

10.4.

10.5.

11.

12.

12.1.

12.2.

12.3.

-Diese Rdume sind entsprechend den emzelstaathchen Rechtsvorschnften zur Umsetzung der Richtlinie

92/58/EWG zu kennzeichnen.

Eine Erste-Hilfe-Ausstattung muf ferner iiberall dort aufbewahrt werden, wo die Arbeitsbedingungen
dies erforderlich machen.

Die Aufbewahrungsstellen miissen als solche gekennzeichnet und gut erreichbar sein.

Unterbringung
Falls es Art, Umfang und Dauer der Arbeiten erfordern, mufl der Arbeitgeber den Arbeitnehmern
Unterkiinfte bereitstellen, die folgende Kriterien zu erfiillen haben:

— Schutz gegen Explosionseinwirkungen, Eindringen von Rauch und Gas sowie gegen Ausbruch und
Ausbreitung von Brinden entsprechend den Angaben im Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku-
ment nach Nummer 1.1;° .

— zweckmiflige Ausstattung mit Liftung, Heizung und Beleuchtung;
— mindestens zwei getrennte Ausginge zu Fluchtwegen auf jeder Ebene;

— Schutz vor Larm, Geruchsbelistigungen und Rauch aus anderen Bereichen, sofern diese gesundheits-
schadlich sein kdnnen, sowie vor Witterungseinfliissen;

— getrennte Anordnung von jeglichen Arbeitsplitzen und groflere Entfernungen zu Gefahrenberei-
chen.

Solche Unterkiinfte miissen ausreichend Betten oder Kojen fiir die Anzahl der voraussichtlich auf der
Anlage schlafenden Arbeitnehmer enthalten.'

Jeder als Schlafraum ausgewiesene Raum muf fiir die hier untergebrachten Personen ausreichend Platz zur
Aufbewahrung ihrer Kleidung bieten.

Fiir Frauen und Minner sind getrennte Schlafriume vorzusehen.

In solchen Unterkiinften mufl eine ausreichende Zahl von Duschen und Waschgelegenheiten mit
flieBendem warmen und kalten Wasser vorhanden sein.

Fiir Frauen und Manner sind getrennte Duschriume oder ist eine getrennte Benutzung der Duschriume
vorzusehen.

Die Duschriume miissen ausreichend bemessen sein, damit ieder Arbeitnehmer sich den hygienischen
Erfordernissen entsprechend ungehindert reinigen kann.

' Die Unterkiinfte miissen mit einer ausreichenden Zahl von Tmletten und Handwaschbecken ausgestattet

sein.

Fir Frauen und Minner sind getrennte Toiletten oder ist eine getrennte Benutzung der Toiletten
vorzusehen.

Die Unterkiinfte und deren Ausstattung sind in einem den hygienischen Erfordernissen entsprechenden
Zustand zu halten.

Hubschraubereinsditze

Hubschrauberlandeplitze in Arbeitsstitten miissen fiir eine ungehinderte Landung ausreichend bemessen”

und entsprechend angeordnet sein, damit der grofite den Landeplatz anfliegende Hubschrauber unter den
hirtesten anzunehmenden Bedingungen fiir Hubschraubereinsitze operieren kann.

Der Hubschrauberlandeplatz muff so ausgelegt und ausgefithrt sein, daf er fiir den Nutzungszweck
ausreicht.

In unmittelbarer Nihe des Hubschrauberlandebereiches ist das Gerit vorzusehen und zu lagern, das bei
einem Unfall unter Beteiligung eines Hubschraubers erforderlich ist.

In Anlagen, in denen Arbeitnehmer untergebracht sind, ist auf dem Hubschrauﬁerlandeplatz wihrend der
Hubschraubereinsitze eine ausreichende Zahl von entsprechend ausgebildeten Personen fiir den Einsatz in
Notfallen vorzusehen.

Positionierung der Anlagen auf See — Sicherheit und Stabilitit

Es sind alle erforderlichen Mafnahmen zu treffen, damit die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit der
Arbeitnehmer in den Betrieben, in denen durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden, wihrend der
Tatigkeiten zur Positionierung der Anlagen auf See gewihrleistet sind.

Die vorbereitenden Arbeiten zur Positionierung der Anlagen auf See miissen so ausgefiithrt werden, daf}
Sicherheit und Stabilitit der Anlagen gewahrleistet sind.

Die Einrichtungen und Verfahren zur Durchfithrung der in Nummer 12.1 genannten Titigkeiten sind so
zu gestalten, daf8 die Gefahren fiir die Arbeitnehmer in den Betrieben, in denen durch Bohrungen
Mineralien gewonnen werden, sowohl allgemein als auch in Notfillen niedrig gehalten werden.




	Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)
	Erklärung des Rates und der Kommission zu Artikel 11 Nummer 3 der Richtlinie 92/85/EWG zur Aufnahme in das Protokoll der 1 608. Tagung des Rates (Luxemburg, den 19. Oktober 1992)
	Richtlinie 92/91/EWG des Rates vom 3. November 1992 über Mindestvorschriften zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer in den Betrieben, in denen durch Bohrungen Mineralien gewonnen werden (Elfte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)

